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—— Nr. 33. 


(Nr. 5112.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 2. Juli 1859., die Aufloͤſung der Centralkommiſſion 
für die Angelegenheiten der Rentenbanken betreffend, 


2. den Antrag des Staatsminiſteriums vom 1. d. M. beftimme Ich, daß 
die durch den Erlaß vom 21. Mai 1850. (Geſetz-Sammlung S. 334.) an⸗ 
geordnete Centralkommiſſion für die Angelegenheiten der Rentenbanken, nad- 
dem dieſelbe ihre Aufgabe erfuͤllt, jetzt wieder aufgeloͤſet und daß fortan die 
obere Aufſicht uͤber die Provinzial-Rentenbanken von dem Finanzminiſter und 
dem Miniſter fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten unmittelbar gefuͤhrt 
werde. — Die genannten beiden Miniſter ſind mit der Ausfuͤhrung dieſer 
Maaßregel beauftragt und haben den Zeitpunkt bekannt zu machen, mit welchem 
dieſelbe in Wirkſamkeit tritt. 


Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zur allgemeinen Kennt: 
niß zu bringen. j 


Schloß Babelsberg, den 2. Juli 1859. 
Im Namen Sr. Majeſtät des Könige: 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
Fuͤrſt zu Hohenzollern⸗-Sigmaringen. Flottwell. v. Auerswald. 
v. d. Hey Simons. v. Schleinitz, v. Bonin, v. Patow. 
Gr. v. Puͤckler. v. Bethmann-Hollweg. 


An das Staatsminiſterium. 


Jahrgang 1859. (Ne. 5112—5113.) 58 (Fr. 5113.) 
Ausgegeben zu Berlin den 13. September 1859. 
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(Nr. 5113.) Statut des Deichverbandes für den Wolmirſtedter Buͤrgerwall. Vom 15. Auguft 


1859. 
d Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 
Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
Regent. 


Nachdem es fuͤr erforderlich erachtet worden, die Beſitzer der Grund— 
fiicke des Wolmirſtedter Buͤrgerangers und der Pfingfiwiefe auf dem linken 
Ohre⸗Ufer unterhalb der Stadt Wolmirſtedt Behufs Unterhaltung des ſoge— 
nannten Buͤrgerwalls gegen die Ueberſchwemmungen durch die Elbe und Ohre 
zu einem Deichverbande zu vereinigen und nachdem die geſetzlich vorgeſchriebene 
Anhoͤrung der Betheiligten erfolgt iſt, genehmigen Wir hierdurch auf Grund 
des Geſetzes uͤber das Deichweſen vom 28. Januar 1848. HF. 11. und 15. 
(Gefeg- Sammlung vom Jahre 1848. S. 54.) die Bildung eines Deichverban- 
des unter der Benennung: 


„Deichverband fuͤr den Wolmirſtedter Buͤrgerwall“, 
und ertheilen demſelben nachſtehendes Statut. 


§. 1. 


In der Niederung auf dem linken Ufer der Ohre ſind die Beſitzer des 
zur Feldmark der Stadt Wolmirſtedt gehörenden Buͤrgerangers und der Pfingſt⸗ 
wieſe durch einen Winterdeich gegen die Ueberſchwemmungen der Elbe und 
Ohre geſchuͤtzt. 

Dieſer Deich iſt im Jahre 1854. mit Genehmigung der Regierung in 
Magdeburg erbaut; er beginnt unterhalb der Stadt Wolmirſtedt im Anſchluß 
an den Bahnkörper der Magdeburg⸗Wittenberger Eiſenbahn und geht bis zu 
dem Wolmirſtedt⸗Farslebener Winterdeich. 


Die Eigenthuͤmer der eingedeichten Grundſtuͤcke, welche ohne diefe Ber- 
wallung bei den bekannten hoͤchſten Waſſerſtaͤnden der Ueberſchwemmung durch 
die Elbe und die Ohre unterliegen wuͤrden, werden zu einem Deichverbande 
vereinigt. 


Dieſer Verband hat ſeinen Gerichtsſtand bei der Gerichtsdeputation in 
Wolmirſtedt. 
SS 


Die Herſtellung des Deiches ift durch die Beſitzer der geſchuͤtzten Grund- 
finde erfolgt. Dieſelben Grundbeſitzer haben den Deich und die im Deiche 
befind⸗ 
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befindlichen beiden Schleuſen (die große und die kleine Schleuſe genannt) und 
das Siel bei den Bleichhaͤuſern auch kuͤnftig zu unterhalten. 


A 


Wenn zur Erhaltung des Deiches eine Uferdeckung nothwendig wird, fo 
hat der Deichverband dieſelbe auszufuͤhren, vorbehaltlich ſeiner Anſpruͤche an 


ee Berpflichtete, deren bisherige Verbindlichkeit dadurch nicht aufgeho⸗ 
en wird. 


F. 4. 


Die Arbeiten des Deichverbandes werden in der Regel durch Natural- 
leiſtungen der Beſitzer der geſchuͤtzten Grundſtuͤcke nach Maaßgabe des im Ka⸗ 
taſter angegebenen Beitragsverhältniſſes ausgeführt. 


Sollte es in einzelnen Fallen nach Beſtimmung des Deichamtes für 
nöthig erachtet werden, daß Arbeiten durch die Deichbeamten für Geld aus der 
Deichkaſſe ausgefuͤhrt werden, ſo haben die Mitglieder des Verbandes die er- 
forderlichen Mittel zu den Arbeiten, gleichwie zur Beſoldung der Deichbeamten 
und zur Verzinſung und Tilgung der zum Beſten des Verbandes etwa ton- 
trahirten Schulden nach dem ausgefertigten Deichkataſter baar aufzubringen. 


F. 5. 


In dem Deichkataſter werden alle von der Verwallung gegen die Ueber: 


ſchwemmungen der Elbe und Ohre geſchuͤtzten Hof- und Bauſtellen und ſonſti⸗ 


gen ertragsfaͤhigen Grundſtuͤcke nach ihrem Flaͤcheninhalte veranlagt mit der 
5 


aaßgabe, daß die an der ſogenannten großen Schleuſe belegenen Grundſtuͤcke, 
welche an Draͤngwaſſer leiden, nur die Hälfte gegen die übrigen Grundftüce 


beitragen. 


Behufs der definitiven Feſiſtellung des bereits entworfenen Kataſters ift 
daſſelbe dem Magiſtrate in Wolmirſtedt zuzuſtellen und zugleich ift im Amts⸗ 
blatte eine vierwöchentliche Grift bekannt zu machen, innerhalb welcher das Kaz 
tafter bei dem Magiſtrate und dem Königlichen Kommiſſarius eingeſehen und 
Beſchwerde dagegen bei dem letzteren angebracht werden kann. 


Die Beſchwerden, welche auch gegen die in dieſem Paragraphen enthalte- 
nen Grundſaͤtze der Kataſtrirung gerichtet und auch vom Deichamte erhoben 
werden können, find von dem Oeichregulirungs⸗Kommiſſarius unter Zuziehung 
der Beſchwerdefuͤhrer, eines Deichamts⸗Deputirten und der erforderlichen Sach⸗ 
verſtaͤndigen zu unterſuchen. Die Sachverſtaͤndigen ſind hinſichtlich der Gren⸗ 
zen des Inundationsgebietes und der ſonſtigen Vermeſſungen ein vereideter 

Gr. 5113.) 2,089 ar Feld⸗ 


aii vA Ee 


Feldmeſſer oder noͤthigenfalls ein Vermeſſungsreviſor, hinſichtlich der Ratafter- 
klaſſen und der Einſchaͤtzung in dieſelben zwei oͤkonomiſche Sachverſtaͤndige. 
Bei Streitigkeiten wegen der Ueberſchwemmungsverhaͤltniſſe kann denſelben ein 
Waſſerbauſachverſtaͤndiger beigeordnet werden. Alle dieſe Sachverſtaͤndigen wer— 
den von der Regierung ernannt. 


Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden der Beſchwerdefuͤhrer und 
der Deichamts-Deputirte bekannt gemacht. Sind beide Theile einverſtanden 
oder kommt ſonſt eine Einigung zu Stande, ſo wird das Kataſter danach be— 
richtigt, andernfalls werden die Akten der Regierung zur Entſcheidung uͤber die 
Beſchwerde eingereicht. 


Wird dieſelbe verworfen, ſo treffen die Koſten den Beſchwerdefuͤhrer. 
Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung iſt 
Rekurs dagegen an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenhei⸗ 
ten zulaͤſſig. 


Nach erfolgter Feſtſtellung des Deichkataſters it daſſelbe von der Re- 
gierung in Magdeburg auszufertigen und dem Deichamte zuzuſtellen. 


H. 6. 


Die Einziehung der verausgabten Bau- und Verwaltungskoſten fur die 
Herſtellung des Buͤrgerwalls — ſoweit fie von den Betheiligten noch nicht be- 
zahlt ſind — erfolgt auf Grund des Kataſters im Wege der adminiſtrativen 
Exekution. 


H. vi 


Der gewöhnliche Deichkaſſenbeilrag und die Höhe des anzuſammelnden 
Reſervefonds wird, wenn es erforderlich erſcheint, von der Regierung nach An- 
hoͤrung des Deichamts feſtgeſetzt. 


H. 8. 


Die Grundſtuͤcke am innern Rande des Deiches duͤrfen ſechs Fuß breit 
vom Deichfuße ab weder beackert noch bepflanzt, ſondern nur als Graͤſerei be⸗ 
nutzt werden. 


H. 9. 


Der jedesmalige Buͤrgermeiſter der Stadt Wolmirſtedt uͤbt unter dem 
Namen „Deichkommiſſarius“ die Funktionen des Deichhauptmanns nach Maaß⸗ 
; gabe 
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gabe der allgemeinen Beſtimmungen fuͤr kuͤnftig zu erlaſſende Deichſtatute vom 

November 1853. (Geſetz Sammlung vom Jahre 1853. S. 935. ff.) aus. 
Derſelbe kann ſich in Verhinderungsfaͤllen durch ein Mitglied des Magiſtrats 
vertreten laſſen. 


Sollte die Zuziehung eines Waſſerbautechnikers nöthig werden, fo úber- 
nimmt der jedesmalige Diſtrikts⸗Waſſerbaubeamte die Geſchaͤfte deſſelben und 
erhält dafür eine von dem Deichamte zu beſchließende und von der Regierung 


in Magdeburg feſtzuſetzende Remuneration. Den Deichſchauen bei uwohnen 
iſt derſelbe verpflichtet. chſch H 7 


H. 10. 


Die Zahl der Repraͤſentanten der Deichgenoſſen im Deichamte wird auf 
ſechs feſtgeſetzt. Dieſe ſechs Mitglieder des Deichamtes werden durch Stimmen⸗ 
mehrheit von den Deichintereffenten aus deren Mitte in einer von dem Buͤrger⸗ 


1 der Stadt Wolmirſtedt zu berufenden Verſammlung auf ſechs Jahre 
gewählt. 


Frauen und Minderjährige dürfen ihr Stimmrecht durch ihre geſetzlichen 
Vertreter oder durch Bevollmaͤchtigte ausuͤben. 


i Gehört ein Grundſtuͤck mehreren Beſitzern gemeinſchaftlich, ſo kann nur 
einer derſelben im Auftrage der übrigen das Stimmrecht ausüben. 

Wenn ein ſtimmberechtigter Grundſtuͤcksbeſitzer den Vollbeſitz der buͤr⸗ 
gerlichen Rechte durch rechtskräftiges Urtheil verloren hat, ſo ruht waͤhrend 
ſeiner Beſitzzeit das Stimmrecht. 


F. 11. 


Zugleich mit den ſechs Repräfentanten werden drei Stellvertreter ge⸗ 
waͤhlt. Einer oder der andere Stellvertreter — nach jedesmaliger Beſtimmung 
des Deichkommiſſarius — tritt in die Stelle des durch Krankheit oder ſonſt 
behinderten Repraͤſentanten im Deichamte. 


Er tritt interimiſtiſch ein, wenn der Repraͤſentant ſtirbt oder die Bedin⸗ 
gung ſeiner Waͤhlbarkeit verliert. 


$. 12. 


Die allgemeinen Beſtimmungen für kuͤnftig zu erlaſſende Deichſtatute vom 
14. November 1853. (Geſetz Sammlung vom Jahre 1853. S. 935. ff.) follen 
fuͤr dieſen Verband Guͤltigkeit haben, ſoweit fie nicht in dem vorfichenden Sta- 
tute abgeaͤndert ſind. 


(Nr. 5113—5114.) $. 13. 


K- 


3 


ab 
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F. 13. 


Abaͤnderungen dieſes Deichſtatuts koͤnnen nur unter landesherrlicher Ge- 
nehmigung erfolgen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Sansſouei, den 15. Auguft 1859, 


(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
v. d. Heydt. Simons. Gr. v. Puͤckler. 


(Nr. 5114.) Bekanntmachung der Miniſterial⸗Erklaͤrung vom 5. Auguſt 1859., betreffend 
die mit der Fuͤrſtlich Reuß-Plauiſchen aͤlterer Linie Regierung getroffene 
Uebereinkunft wegen des gegenſeitigen Schutzes der Waarenbezeichnungen 
gegen Mißbrauch und Verfaͤlſchung. Vom 16. Auguft 1859. 


Ge nag dem H. 269. des Preußiſchen Strafgeſetzbuches vom 14. April 1851. 
ſollen die dort zum Schutze der Waarenbezeichnungen feſtgeſetzten Strafen auch 
dann eintreten, wenn die mit Strafe bedrohte Handlung gegen die Angehoͤrigen 
eines fremden Staates gerichtet iſt, in welchem nach publizirten Vertraͤgen oder 
Geſetzen die Gegenſeitigkeit verbuͤrgt ift. ` 

Nachdem nunmehr die Königlich Preußiſche und die Fuͤrſtlich "Reg, 
Plauiſche aͤlterer Linie Regierung unter ſich uͤbereingekommen ſind, gegenſeitig 
ihre beiderſeitigen Unterthanen in dem geſetzlichen Schutze der Waarenbezeich- 
nungen einander gleich zu ſtellen und zu behandeln, ſo wird hierdurch Seitens 
des unterzeichneten Koͤniglich Preußiſchen Miniſters der auswaͤrtigen Angele— 
genheiten noch beſonders und ausdruͤcklich erklaͤrt, daß die Beſtimmungen des 
H. 269. des erwähnten Strafgeſetzbuches auch zum Schutze der Fuͤrſtlich Reuß⸗ 
Plauiſchen aͤlterer Linie Unterthanen in der geſammten Koͤniglich Preußiſchen 
Monarchie bis auf Weiteres Anwendung finden ſollen. 

Hieruͤber ift Königlich Preußiſcher Seits die gegenwärtige Minifterial- 
Erklaͤrung ausgefertigt und ſolche mit dem Koͤniglichen Inſiegel verſehen worden. 

Berlin, den 5. Auguſt 1859. 


Der Königlich Preußiſche Miniſter der auswärtigen 
Angelegenheiten. 
(L. S.) v. Schleinitz. 


Bor: 
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Bi Erklaͤrung wird, nachdem fie gegen eine entſprechende Grkld- 
rung der Fuͤrſtlich Reuß Plauiſchen Landesregierung zu Greiz ausgewechſelt 
worden, hiermit zur Öffentlichen Kenntniß gebracht. 


Berlin, den 16. Auguſt 1859, 


Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
v. Schleinitz. 


(Nr. 5115.) Bekanntmachung „betreffend die unterm 25. Juli d. J. erfolgte Allerhoͤchſte 
Beſtaͤtigung der Statuten der unter dem Namen: „Aktiengeſellſchaft der 
Poſener Guanofabrik“ in Jerzyce errichteten Aktiengeſellſchaft. Vom 
20. Auguſt 1859. 


S. Königliche Hoheit der Prinz-Regent haben, im Namen Sr. Mojeftät 
des Koͤnigs, mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 25. Juli d. J. die Errichtung 
einer Aktiengeſellſchaft unter dem Namen: „Aktiengeſellſchaft der Poſener 
Guanofabrik“ mit dem Domizil Jerzyce, im Regierungsbezirk Poſen, zu geneh⸗ 
migen und die durch den notariellen Akt vom 4. April 1859. feſtgeſtellten und 
verlautbarten Geſellſchaftsſtatuten zu beſtaͤtigen geruht, was hierdurch nach Vor— 
ſchrift des $. 3. des Geſetzes úber die Aktiengeſellſchaften vom 9. November 
1843. mit dem Bemerken zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht wird, daß der 
Allerhoͤchſte Erlaß nebſt Statut in dem Amtsblatt der Königlichen Regierung 
zu Poſen abgedruckt werden wird. 


Berlin, den 20. Auguſt 1859. 


Der Miniſter für Handel, Ge- Der Minifter für die landwirth⸗ 
werbe und öffentliche Arbeiten. ſchaftlichen Angelegenheiten. 


v. d. Heydt. Gr. v. Puͤckler. 


(Nr. 5114—5116.) (Nr. 5416.) 
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(Nr, 5116.) Beſtaͤtigungs⸗Urkunde des Nachtrags zu den Statuten' der Saͤchſiſch-Thuͤrin⸗ 
giſchen Aktiengeſellſchaft fúr Braunkohlenverwerthung zu Halle a. d. S. 
vom 31. Dezember 1855. Vom 21. Auguſt 1859. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
Regent, 5 


thun hiermit kund und fuͤgen zu wiſſen, daß Wir, nachdem die zu Halle a. d. S. 
domizilirte Saͤchſiſch⸗Thuͤringiſche Aktiengeſellſchaft fur Braunkohlenverwerthung 
in deren Generalverſammlung vom 19. Mai d. J. die Aenderung einiger Be⸗ 
ſtimmungen der unter dem 31. Dezember 1855. landes herrlich beſtaͤtigten Sta⸗ 
tuten und einige Zuſaͤtze zu denſelben beſchloſſen hat, dem anliegenden, nach 
Maaßgabe dieſes Beſchluſſes von den Bevollmächtigten der Geſellſchaft in dem 
notariellen Akte vom 29. Juli 1859. aufgeſtellten Statutnachtrage auf Grund 
des Geſetzes úber die Aktiengeſellſchaften vom 9. November 1843, die landeg- 
herrliche Beſtaͤtigung ertheilt haben. 

Wir befehlen, daß dieſe Urkunde mit den notariellen Akten vom 19. Mai 
1859. und vom 29. Juli 1859. fuͤr immer verbunden und mit dem Wort⸗ 
laute des Statutnachtrages durch die Geſetz»Sammlung und das Amtsblatt der 
Regierung zu Merſeburg zur öffentlichen Kenntniß gebracht werden foll. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Sansſouci, den 21. Auguſt 1859. 


(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
v. d. Heydt. Simons. 


Nachtrag 


t pa. 3 


— 429 — 


Nachtrag zum Statut 


der Sächſiſch-Thüringiſchen Aktiengeſellſchaft für Braunkohlen⸗ 
Verwerthung zu Halle. | 


I. zu § 31. 


Von den zur ſpaͤteren Emiſſion beſtimmten 3000 Aktien à 200 Rthlr. 
werden 1750 Stuck als Prioritaͤts⸗Stammaktien ausgegeben. 


Dieſelben bilden den älteren Aktien gegenuͤber privilegirte Aktien; ſie 
werden vom Tage der Einzahlung bis zum 1. Januar 1860. mit fuͤnf Pro⸗ 
zent von 100 pro anno verzinſt und beziehen von da ab aus dem jährlichen 
Reingewinn zunaͤchſt prioritätifch eine Dividende von fuͤnf Prozent und nehmen 
ſodann, nachdem die Stammaktien gleichfalls fünf Prozent erhalten haben, an 
demjenigen Reingewinne, welcher ſich über fünf Prozent des geſammten Aktien⸗ 
kapitals ergiebt, mit jenen gleichmaͤßig Theil. 

Im Falle der Liquidation oder Auflöfung der Geſellſchaft gehen fie den 
Stammaktien vor und werden nach dem vollen Nennwerth prioritätifch zu⸗ 
ruͤckgezahlt. 

Die Schlußbeſtimmung des H. 31. über Gruͤndung einer Anſtalt, welche 
der leiblichen und ſittlichen Noth des Arbeiterſtandes in der Provinz Sachſen 
abhelfen ſoll, wird aufgehoben. 


II. zu H. 32. 


Die neuen Aktien, welche von zwei Mitgliedern des Verwaltungsrathes 
und von der Direktion zu unterzeichnen ſind, werden nebſt den ihnen auf acht 
Jahre beizugebenden Dividendenſcheinen und den Talons nach den beigefuͤgten 
Formularen ausgefertigt. 


III. zu H. 34. 


Die Einzahlungen für die Prioritäts - Stammaltien erfolgen in Raten 
von zwanzig Prozent und in Zwiſchenraͤumen von mindeſtens drei Monaten 
bei der Kaſſe der Geſellſchaft zu Halle oder an näher zu beſtimmende Bant- 
haͤuſer anderer Orte nach Eine Bo Aufforderung des Verwaltungsrathes durch 
die Geſellſchaftsblätter. Eine Vollzahlung der Aktien ift zuldffig. 

Jahrgang 1859. (Nr. 5146) 59 er 
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IV. zu H. 36. 


Gehen Interimsſcheine, Aktien oder Talons verloren, fo ift deren Mor: 
tifikation bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Halle auf Koſten der Betheilig— 
ten zu beantragen. Die Proklamata find aber auch durch die in H. 12. be 
zeichneten Geſellſchaftsblaͤtter zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. An Stelle 
der rechtskraͤftig fuͤr mortifizirt erklaͤrten Interimsſcheine, Aktien oder Talons 
werden unter Eintragung des Datums des Urtheils in das Aktienbuch neue 
Interimsquittungen, Aktien reſp. Talons ausgefertigt. Eine Mortifikation ver— 
lorener oder vernichteter Dividendenſcheine findet nicht ſtatt. Doch foll dem- 
jenigen, welcher den Verluſt von Dividendenſcheinen vor Ablauf der Verjaͤh⸗ 
rungsfriſt bei dem Verwaltungsrathe anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
durch Vorzeigung der Aktien oder ſonſt in glaubhafter Weiſe darthut, nach 
Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag der angemeldeten und bis dahin nicht 
vorgekommenen Dividendenſcheine gegen Quittung ausgezahlt werden. 


V. zu $$. 40. 41. 


Die Beſtimmungen unter Nr. 3. $. 40. und die des $. 41. werden auf- 
gehoben. 


Ueber die Verwendung der aus den Revenuͤen der Jahre 1856. bis 
1858. zu milden Zwecken beſtimmten Gelder beſchließt der Verwaltungsrath. 


VI. zu $$. 32. bis 42. 


Im Uebrigen finden alle Beſtimmungen des Statuts, ſoweit ſolche nicht, 
wie im Vorſtehenden angegeben, abgeaͤndert oder modifizirt worden, auf die 
Prioritaͤts⸗Stammaktien volle Anwendung. 


VII. Was insbeſondere neue in der Zukunft zu kontrahirende Anleihen 
anlangt, ſo ſollen dabei folgende Grundſaͤtze maaßgebend ſein: 


1) Anleihen fuͤr die Zwecke der Geſellſchaft zu kontrahiren, ſei es durch 
Aufnahme von Darlehnen oder durch Eingehung von Schuldverbindlich- 
keiten, deren Deckung nicht aus den Einnahmen des laufenden Geſchaͤfts⸗ 
jahres erfolgen kann, ſteht lediglich der Generalverſammlung, nicht aber 

dem Verwaltungsrathe oder anderen Organen und Beamten der Ge— 

ſellſchaft zu. ) 


2) Die Generalverfammlung kann über. die Aufnahme von Anleihen nur 
dann gültig beſchließen, wenn bei der Einladung ausdruͤcklich angegeben 
iſt, daß über dieſen Gegenſtand berathen werden ſoll. 


3) Die 
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3) Die Beſchluͤſſe der Generalverſammlung úber die Aufnahme von Anlei⸗ 
hen bedürfen der Genehmigung des Handelsminiſters. 


Vorſtehende Beſtimmungen ad 1. — 3. finden indeß auf diejenigen Dar: 
lehne keine Anwendung, welche die Geſellſchaft gegen Wechſel und Verpfän⸗ 
dung ihrer Liegenſchaften von der Preußiſchen Bank ſchon erhalten hat. Die 
Direktion ift daher befugt, dieſe Wechſel bei Verfall ſelſiſtandig und ohne Zu- 
ſtimmung der Generalverſammlung und des Königlichen Handels miniſteriums zu 
erneuern. 


VIII. Die Geſellſchaft hat mit Ruͤckſicht auf die von ihr betriebenen 
Bergbau- und anderen gewerblichen Unternehmungen fuͤr die kirchlichen und 
Schul: Bedürfniffe der von ihr beſchaͤftigten Arbeiter zu ſorgen, inſoweit die 
Verpflichtung dazu nach den beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen nicht den 
Gemeinden oder anderen korporativen Verbänden obliegt, oder diefe dazu nicht 
im Stande ſind, auch zu den Koſten der Polizei- und Gemeinde-Verwaltung 
in angemeſſenem Verhaͤltniſſe beizutragen, und kann, ſofern ſich dieſelbe dieſer 
Verpflichtung entziehen follte, angehalten werden, für die gedachten Zwecke, 
ſowie noͤthigenfalls zur Gruͤndung neuer Kirchen- und Schul-Syſteme diejeni⸗ 
gen Beiträge zu leiſten, welche von der Staatsregierung nach ſchließlicher De 
ſtimmung der betreffenden Reſſortminiſter und des Miniſters fuͤr Handel, Ge— 
werbe und oͤffentliche Arbeiten fuͤr nothwendig erachtet werden. 
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Actien - Gesellschaft für Braunkohlen - Verwerthung. 


Gegründet durch notarielle Acte vom Bestätigt durch Allerhöchste Cabinets - Ordre 
7. u. 8, December 1855. vom 31. December 1855 und.. . . 48.. 


Prioritäts-Stamm-Actie 
über 


Zwei Hundert Thaler Preuss. Courant. 


` 


Der Inhaber ist an der Sächsisch - Thüringischen Actien-Gesellschaft 
für Braunkohlen-Verwerthung zu Halle a. d. S. für den Betrag von 
Zwei Hundert Thalern betheiligt und hat alle ihm im Statuts-Nach- 
trage vom... . 18.. verbrieften Rechte und Pflichten. 
Dieser Actie sind acht Dividendenscheine pro Lien Juni 1861. 
bis 1 sten Juni 1868. einschliesslich nebst Talon beigefügt. 
Ausgefertigt Halle a. d. S., am .......... 18. 


Dieser Talon 
wird gebunden 
und beruht in 
dem Archive der 
Gesellschaft. 


i Der Verwaltungsrath. Die Direction. 


(Trockener Stempel.) 
(Zwei Unterschriften.) (Zwei Unterschriften.) 


Gesellschaft für Braunkohlen- Verwerthung in Halle a. d. S. 


Eingetragen sub Fol. ..... des Registers. 
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Sächsisch - Thüringische 
Actien- Gesellschaft für Braunkohlen - Verwerthung. 


$ 


GP 


Dividenden- Coupon 


zu der 


Prioritäts-Stamm-Actie M E 


SZemag op PAA. 


Der Inhaber empfängt am isten Juni 1861. nach 
Maassgabe des Statut- Nachtrages gegen diesen Coupon 
an der Gesellschafts-Casse oder den bekannt zu machen- 
den Stellen Fünf Procent Dividende und ev., ausserdem 
die Superdividende für das Geschäftsjahr 1860. 


Halle a. d. S., den 


Der Verwaltungsrath. Die Direction. 
(Zwei Unterschriften.) (Zwei Unterschriften.) 
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Eingetragen Fol. ..... 


Sächsisch - Thüringische 
Actien - Gesellschaft für Braunkohlen- Verwerthung. 
Anweisung zur Prioritäts- Stamm- Actie K 


Inhaber empfängt am 2te Januar 1869. die zweite Serie der 
Dividenden-Coupons zu oben bezeichneter Actie. 


Halle a. d. S., den 


Der Verwaltungsrath. Die Direction. 
(Zwei Unterschriften.) (Zwei Unterschriften.) 


Eingetragen in das Coupons-Register Fol. ..... 
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(Ir. 5117.) Allerhöchfter Erlaß vom 24. Auguft 1859., betreffend die Wiederherſtellung der 
bei dem Brande im Hypothekenbuͤreau des Kreisgerichts zu Inowraclaw 
im Jahre 1858. verloren gegangenen Akten. 


D. bei dem am 17. Januar 1858. im Hypothekenbuͤreau des Kreisgerichts 
zu Inowraclaw ſtattgefundenen Brande 

a) die Akten über einzelne Grundſtüͤcke, welche noch nicht in die Hypotheken⸗ 
bücher eingetragen, reſp. deren Folien noch nicht berichtigt waren, ferner 

b) die meiften Akten über diejenigen Grundſtuͤcke, welche bereits in die Hy⸗ 
pothefenbücher eingetragen find und mit denſelben verſchiedene zu denfel- 
ben eingereichte Hypotheken⸗Inſtrumente 

vernichtet oder verloren ſind, Behufs Wiederherſtellung der Akten sub a, ſo⸗ 
wie zur Erganzung der Akten sub b. nach H. 3. Tit. 4. der Allgemeinen Hy⸗ 
potheken⸗Ordnung beſondere Anweiſungen erforderlich find, jo beſtimme Ich 
auf Ihren Bericht vom 19. Auguft d. J.: 

1) Alle diejenigen, denen auf ſolche, der Gerichtsbarkeit des Kreisgerichts 

zu Inowraclaw unterworfenen Grundſtuͤcke oder Gerechtigkeiten, in Hin- 
ſicht deren die Grundakten bei dem am 17. Januar 1858. im Lokal des 
Kreisgerichts zu Inowraclaw ſtattgefundenen Brande vernichtet find, 
Eigenthums⸗, Hypotheken- und andere Realrechte oder Anſpruͤche zus 
ſtehen, welche noch nicht in die Hypothekenbuͤcher eingetragen find, follen 
durch eine in den oͤffentlichen Anzeiger der Amtsblaͤtter der Regierungen 
zu Bromberg und Marienwerder dreimal (monatlich einmal) einzuruͤckende 
und an der Gerichtsſtelle des Kreisgerichts zu Inowraclaw auszuhaͤn— 
gende Vorladung oͤffentlich aufgefordert werden: „ihre Rechte oder An— 
ſpruͤche innerhalb einer dreimonatlichen Friſt, deren Ablauf dem Tage 
nach beſtimmt zu bezeichnen iſt, bei dem genannten Kreisgerichte anzu— 
melden und nachzuweiſen.“ 
Wer dieſer Aufforderung keine Folge leiſtet, behaͤlt zwar ſeine Rechte 
gegen die Perſon ſeines Schuldners und deſſen Erben und kann ſich 
auch an das ihm verhaftete Grundſtuͤck halten, fo lange fich folches noch 
in den Haͤnden ſeines Schuldners oder deſſen Erben befindet; er ver— 
liert aber, inſoweit der Schuldner das Recht oder den Anſpruch nicht 
ſelbſt zur Eintragung angemeldet, oder wenn der Richter aus anderen 
Dokumenten davon Kenntniß erhielt, ſolche nicht anerkannt und deren 
Eintragung bewilligt hat: 

a) feine Realrechte in Beziehung auf jeden Dritten, welcher im reb- 

lichen Glauben an die Richtigkeit des Hypothekenbuchs, beziehungs⸗ 

weiſe nach deſſen Einrichtung das Grundſtuͤck erwirbt, 

b) fein Vorzugsrecht in Beziehung auf alle übrigen Realberechtigten, 
deren Hypotheken oder andere Realanſpruͤche vor den ſeinigen ein- 
getragen, beziehungsweiſe — was die in die Hypothekenbuͤcher noch 
nicht eingetragenen Grundſtuͤcke betrifft — vor den feinigen ange⸗ 
meldet und demnaͤchſt zur Eintragung geeignet befunden worden ſind. 
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Derſelbe haftet zugleich für jeden von feinem Dokumente fpäterhin ge- 
machten Mißbrauch und den dadurch und aus der Nichtbefolgung der 
an ihn ergangenen Aufforderung entſtandenen Schaden. Dieſe Folgen 
ſind in der oͤffentlichen Vorladung zu 1. den Ausbleibenden anzukuͤndigen. 

3) Die Intereſſenten ſollen bei dieſem Aufgebote und bei der Wiederher⸗ 
ſtellung der Grundakten und der verbrannten Dokumente von allen Ge— 
richtskoſten und Stempelgebuͤhren befreit ſein. 

4) Iſt ein Aufgebot über ein Grundſtuͤck nach den Vorſchriften zu 1. und 2. 
erfolgt, fo bedarf es zur Amortiſation der dieſes Grundſtuͤck betreffenden, 
auf einen gewiſſen Inhaber lautenden und mit Rekognitionen verſehenen 
Hypotheken⸗Inſtrumente, welche mit den Grundakten vor dem Erlaſſe 
jenes Aufgebots verloren gegangen ſein ſollten, eines beſonderen Aufge— 
bots nicht; es ſoll vielmehr die Quittung, oder, ſoweit der Anſpruch noch 
beſteht, der Mortifikationsſchein des Berechtigten auch die Stelle des 
Praͤkluſionserkenntniſſes vertreten. j ; 

5) Bei nothwendigen Subhaſtationen, welche gegenwartig und bis zur er⸗ 
folgten Einrichtung des Hypothekenbuchs über ſolche Grundſtuͤcke, de- 
ren Hypothekenbuch zur Zeit des Brandes noch nicht vollftändig regulirt 
war, eingeleitet werden, hat das Gericht die Aufnahme der Taxe und 
den Bietungstermin nur denjenigen Hypothekenglaͤubigern und Real⸗ 
berechtigten beſonders bekannt zu machen, deren Rechte bis zur Einlei⸗ 
tung der Subhaſtation im Hypothekenbuche eingetragen, oder bei den 
neu angelegten Grundakten angemeldet find, Allen etwaigen, dem Ge- 
richte noch nicht wieder bekannt gewordenen Hypothekenglaͤubigern und 
Realberechtigten, ſowie allen ſonſtigen Realpraͤtendenten ift in dem ôf- 
fentlichen Subhaſtationspatente die Warnung zu ſtellen: daß beim Aus- 
bleiben im Bietungstermine der Zuſchlag und die Vertheilung der Kauf— 
gelder erfolgen werde, ohne Ruͤckſicht auf die Anſpruͤche und Rechte der 
Ausbleibenden an das Grundſtuͤck, mit denen dieſelben demnaͤchſt nicht 
weiter gehoͤrt werden wuͤrden. 

Sie haben dieſe Verordnung durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Oſtende, den 24. Auguſt 1859. - 
Im Namen Sr. Majeftät des Königs: 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
Simons. ö 
An den Juſtizminiſter. 


Nedigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
R. Decker). 


